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§27

Betreten und Durchsuchung von Wohnungen

(1) Die Polizei kann eine Wohnung ohne Einwilligung des^ 
jiihabers betreten und durchsuchen, wenn

X. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in ihr 
eine Person befindet, die nach § 18 Abs. 3 vorgeführt oder 
nach § 20 in Gewahrsam genommen werden darf;

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in ihr 
eine Sache befindet, die nach § 29 Ziffer 1 sichergestellt 
werden darf;

3. das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person oder für Sachen von 
bedeutendem Wert erforderlich ist oder

4. von der Wohnung Immissionen ausgehen, die nach Art, 
Ausmaß oder Dauer zu einer erheblichen Belästigung 
der Nachbarschaft führen.

(2) Die Wohnung umfaßt die Wohn- und Nebenräume, 
Arbeite-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie anderes be­
friedetes Besitztum.

(3) Während der Nachtzeit ist das Betreten und Durchsu­
chen einer Wohnung in den Fällen des Absatzes 1 nur zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person, für Sachen von bedeutendem Wert 
oder zur Beseitigung eines Zustandes, der die öffentliche Si­
cherheit oder Ordnung in erheblichem Maße beeinträchtigt, 
zulässig.

(4) Wohnungen dürfen jedoch zur Abwehr dringender Ge­
fahren jederzeit betreten werden, wenn aufgrund tatsäch­
licher Anhaltspunkte erfahrungsgemäß anzunehmen ist, daß 
dort

a) Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung verab­
reden, vorbereiten oder verüben,

b) sich Personen ohne erforderliche Aufenthaltserlaubnis 
treffen oder

c)  sich Straftäter verbergen.

(5) Arbeite-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie andere 
Räume und Grundstücke, die der Öffentlichkeit zugänglich 
sind oder zugänglich waren und den Anwesenden zum wei­
teren Aufenthalt zur Verfügung stehen, dürfen zum Zwecke 
der Gefahrenabwehr (§ 1 Abs. 1) während der Arbeits-, Ge­
schäfts- oder Aufenthaltszeit betreten werden.

§28

Verfahren bei der Durchsuchung 
von Wohnungen

(1) Durchsuchungen dürfen, außer bei Gefahr im Verzug, 
nur durch den Richter angeordnet werden. Die Entscheidung 
trifft das Kreisgericht, in dessen Zuständigkeitsbereich die 
Wohnung liegt.

(2) Bei der Durchsuchung einer Wohnung hat der Woh­
nungsinhaber das Recht, anwesend zu sein. Ist er abwesend, 
so ist, wenn möglich, sein Vertreter oder ein erwachsener 
Angehöriger, Mitbewohner oder Nachbar zuzuziehen.

(3) Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter ist der 
Grund der Durchsuchung unverzüglich bekanntzugeben, so­
weit dadurch der Zweck der Maßnahmen nicht gefährdet 
wird.

(4) Uiber die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu ferti­
gen. Sie muß die verantwortliche Dienststelle, Grund, Zeit 
und Ort der Durchsuchung und das Ergebnis der Durchsu­
chung enthalten. Die Niederschrift ist von einem durchsu­
chenden Polizeiangehörigen und dem Wohnungsinhaber oder 
der zugezogenen Person zu unterzeichnen. Wird die Unter­
schrift verweigert, so ist hierüber ein Vermerk aufzuneh­
men. Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter ist auf 
Verlangen eine Abschrift der Niederschrift auszuhändigen.

(5) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die Aushän­
digung einer Abschrift nach den besonderen Umständen des 
Falles nicht möglich oder würde sie den Zweck der Durch­
suchung gefährden, so sind dem Betroffenen lediglich die 
Durchsuchung unter Angabe der verantwortlichen Dienst­
stelle sowie Zeit und Ort der Durchsuchung schriftlich zu be­
stätigen.

§29
Sicherstellung

Die Polizei kann eine Sache sicherstellen,
1. um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren,
2. um den Eigentümer oder den rechtmäßigen Inhaber der 

tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder Beschädigung 
einer Sache zu schützen,

3. wenn sie von einer Person mitgeführt wird, die nach 
dem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten 
wird und die Sache verwendet werden kann, um
a) sich zu töten oder zu verletzen,
b) Leben oder Gesundheit anderer zu schädigen,
c) fremde Sachen zu beschädigen oder
d) die Flucht zu ermöglichen oder zu erleichtern, oder

4. wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie zur 
Begehung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit ge­
braucht oder verwertet werden soll.

§30
Verwahrung

(1) Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu nehmen. 
Läßt die Beschaffenheit der Sachen das nicht zu oder erscheint 
die Verwahrung bei der Polizei unzweckmäßig, sind die Sa­
chen auf anders geeignete Weise aufzubewahren oder zu 
sichern. In diesem Fall kann die Verwahrung auch einem 
Dritten übertragen werden.

(2) Dem Betroffenen ist eine Bescheinigung auszustellen, 
die den Grund der Sicherstellung erkennen läßt und die 
sichergestellten Sachen bezeichnet. Kann nach den Umstän­
den des Falles eine Bescheinigung nicht ausgestellt werden, 
so ist über die Sicherstellung eine Niederschrift aufzuneh- 
jmen, die auch erkennen läßt, warum eine Bescheinigung 
nicht ausgestellt worden ist. Der Eigentümer oder der recht­
mäßige Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist unverzüglich zu 
unterrichten.

(3) Wird eine sichergestellte Sache verwahrt, so hat die 
Polizei nach Möglichkeit Wertminderungen vorzubeugen. Das 
gilt nicht, wenn die Sache durch einen Dritten auf Verlangen 
eines Berechtigten verwahrt wird.

(4) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen und so zu 
kennzeichnen, daß Verwechslungen vermieden werden.

§31
Verwertung, Vernichtung

(1) Die Verwertung einer sichergestellten Sache ist zuläs­
sig, wenn
1. ihr Verderb oder eine wesentliche Wertminderung droht,
2. ihre Verwahrung, Pflege oder Erhaltung mit unverhält­

nismäßig hohen Kosten oder Schwierigkeiten verbun­
den ist,

3. sie infolge ihrer Beschaffenheit nicht so verwahrt wer­
den kann, daß weitere Gefahren für die öffentliche Si­
cherheit oder Ordnung ausgeschlossen sind,

4. sie nach einer Frist von einem Jahr nicht an einen Be­
rechtigten herausgegeben werden kann, ohne daß die 
Voraussetzungen der Sicherstellung erneut eintreten 
würden, oder

5. der Berechtigte sie nicht innerhalb einer ausreichend 
bemessenen Frist abholt, obwohl ihm eine Mitteilung 
über die Frist mit dem Hinweis zugestellt worden ist, daß 
die Sache verwertet wird, wenn sie nicht innerhalb der 
Frist abgeholt wird.


